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Welche Folgen hat das Landesantidiskriminierungsgesetz für Polizei, Lehrkräfte und 
Justizvollzug? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Rahmen der Fragestunde des Landtags Nordrhein-Westfalen am 17.06.2026 wurde die 
Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration nach den Auswir-
kungen des geplanten Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) auf verschiedene Berei-
che des Landesdienstes befragt.  
 
Auf Nachfrage, welche Bereiche des Landespersonals beziehungsweise welche Teilgruppen 
vom Anwendungsbereich des Gesetzes ausgenommen seien oder ausgenommen werden sol-
len, verwies die Ministerin auf die in § 3 des Gesetzentwurfs genannten Ausnahmen vom Gel-
tungsbereich. 
 
Im Rahmen der Anhörung zum Gesetzentwurf wurden darüber hinaus insbesondere von Ver-
tretern des öffentlichen Dienstes Fragen hinsichtlich der Auswirkungen des Gesetzes auf Po-
lizei, Justizvollzug und Schuldienst sowie möglicher dienstrechtlicher Folgen für die dort Be-
schäftigten aufgeworfen. 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8194 mit Schreiben vom 17. August 2026 namens der Landesregierung im 
Einvernehmen mit dem Minister des Innern, der Ministerin für Schule und Bildung sowie dem 
Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Beantwortung erfolgt auf Grundlage des vom Landtag Nordrhein-Westfalen am 16. Juli 
2026 verabschiedeten Gesetzes zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen 
(Landesantidiskriminierungs-gesetz Nordrhein-Westfalen - LADG NRW). Das LADG NRW tritt 
am 1. Oktober 2026 in Kraft. 
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1. Ist es zutreffend, dass für den Polizei-, Justiz- und Schuldienst keinerlei Ausnah-
men vom Geltungsbereich des LADG vorgesehen sind? 

 
Für den Polizei-, Justiz- und Schuldienst sind keine pauschalen Ausnahmen vom Geltungsbe-
reich des LADG NRW vorgesehen. Für den Bereich des Polizeidienstes gilt jedoch gemäß § 3 
Absatz 3 Satz 2 LADG NRW eine funktionsbezogene Ausnahme, soweit Amtsträger Befug-
nisse als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft oder im Auftrag von Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften im Sinne des § 152 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) wahrnehmen. 
Gerichte, die Behörden der Staatsanwaltschaft sowie der Verfassungsgerichtshof werden ge-
mäß § 3 Absatz 3 Satz 1 LADG NRW vollständig vom Geltungsbereich des Gesetzes ausge-
nommen. 
 
 
2. Welche Beschäftigtengruppen des Landesdienstes, insbesondere im Bereich der 

Polizei, des Justizvollzugs und des Schuldienstes fallen uneingeschränkt unter 
den Anwendungsbereich des Gesetzesentwurfes? 

 
Beschäftigte des Justizvollzugs- und des Schuldienstes unterfallen uneingeschränkt dem An-
wendungsbereich des LADG NRW. Für Beschäftigte der Landespolizei gilt das LADG NRW 
grundsätzlich ebenfalls. Gemäß § 3 Absatz 3 LADG NRW werden Beschäftigte der Landespo-
lizei jedoch vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenommen, soweit sie Befugnisse als Er-
mittlungspersonen der Staatsanwaltschaft oder im Auftrag von Gerichten oder Staatsanwalt-
schaften gemäß § 152 GVG wahrnehmen. 
 
 
3. Inwiefern sieht die Landesregierung beim Polizei-, Justiz- und Schuldienst über 

die bisherigen Beschwerde-, Kontroll- und Rechtsschutzmechanismen hinaus Er-
gänzungsbedarfe, die durch den Gesetzesentwurf gedeckt werden? 

 
Das LADG NRW soll bestehende Schutzlücken beim Diskriminierungsschutz gegenüber öf-
fentlichen Stellen des Landes schließen und den bestehenden Rechtsschutz ergänzen. Es 
sieht insbesondere Ansprüche diskriminierter Personen auf Abhilfe, Schadensersatz und Ent-
schädigung sowie präventive Maßnahmen zur Vermeidung struktureller Diskriminierung vor. 
Darüber hinaus wird eine Ombudsstelle zur Beratung und außergerichtlichen Streitbeilegung 
eingerichtet. 
 
 
4. Plant die Landesregierung Verwaltungsvorschriften, Erlasse oder sonstige Aus-

führungsbestimmungen, die klarstellen, unter welchen Voraussetzungen Diskrimi-
nierungsbeschwerden nach dem LADG die Einleitung von Disziplinarermittlungen 
gegen Bedienstete rechtfertigen? 

 
Die bestehenden beamtenrechtlichen und disziplinarrechtlichen Regelungen des öffentlichen 
Dienstrechts gelten unverändert fort. 


